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Land Burgenland  
Stabsabteilung  Verfassungsdienst und Legistik  

 

Amt der Bgld. Landesregierung, Europaplatz 1, 7000 Eisenstadt 

Bundeskanzleramt 
Ballhausplatz 2 
1010 Wien 

 

Eisenstadt, am 04.07.2022 
Sachb.: Dr. David Gumhold 

Tel.: +43 57 600-2017 
Fax: +43 57 600-61884 

E-Mail: post.vdl@bgld.gv.at 

Zahl:  VDL/L.L181-10000-36-2022 

Betreff: Gesetzesbeschluss des Burgenländischen Landtages vom 30. Juni 2022 
betreffend ein Gesetz, mit dem das Burgenländische Heilvorkommen- und 
Kurortegesetz geändert wird; Regierungsvorlage; Verfahren nach § 9 F-VG 1948  

 
 

 

 

Der Burgenländische Landtag hat am 30. Juni 2022 den beiliegenden Gesetzesbeschluss betreffend 

ein Gesetz, mit dem das Burgenländische Heilvorkommen- und Kurortegesetz geändert wird, 

gefasst. 

Es wird gemäß § 9 F-VG 1948 um die Zustimmung der Bundesregierung ersucht. 

Mit freundlichen Grüßen! 

 

 
Für den Landeshauptmann: 

Der Abteilungsvorstand: 
 

Dr. Florian Philapitsch, LL.M. 
 
 

-  

Telefon +43 57 600- -Mail anbringen@bgld.gv.at 

https://www.burgenland.at/datenschutz 



Gesetz vom 30. Juni 2022, mit dem das Burgenländische Heilvorkommen- und 
Kurortegesetz geändert wird 

Der Landtag hat beschlossen: 

Das Burgenländische Heilvorkommen- und Kurortegesetz - Bgld. HeiKuG, LGBl. Nr. 15/1963, in der 
Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2018, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 1 werden folgende Abs. 11 bis 13 angefügt: 

(11) Kurmittel im Sinne dieses Gesetzes sind Heilvorkommen, die für die Behandlung von Personen 
zur Anwendung kommen sowie Kuranwendungen. 

(12) Kuranwendungen im Sinne dieses Gesetzes sind alle Heilbehandlungen, unabhängig von der 
Kurmittelanwendung, sowie therapeutische Verfahren, die am Kurort zur Anwendung kommen. Allgemein 
medizinische Behandlungen ohne Bezug zur jeweiligen Kur sind davon ausgenommen. 

(13) Unterkunftsgeber im Sinne dieses Gesetzes sind 
 1. die natürliche oder juristische Person, die 
 a) in dem von ihr geführten Gewerbebetrieb, oder sonst in ihren Räumen (zB Privatzimmer-

vermietung) oder als Verfügungsberechtigter über ein zum Campieren verwendetes Grundstück, 
oder 

 b) auf Wasserfahrzeug- oder Schwimmkörperliegeplätzen die Beherbergung von Gästen anbietet; 
 2. Betreiber von Mobilheimplätzen sowie 
 3. jeder, der die Aufstellung von Mobilheimen oder Wohnmobilen zu Übernachtungszwecken 

 

2. § 17 lautet: 

§ 17 

Kurfonds 

(1) Die Anerkennung als Kurort (§ 12) bewirkt die Errichtung eines Fonds mit eigener Rechts-
persönlichkeit, der insbesondere berechtigt ist, Vermögen aller Art zu besitzen, zu erwerben und darüber 
zu verfügen, Dienstverträge abzuschließen, den Haushalt selbständig zu führen und wirtschaftliche 
Unternehmungen zu betreiben, soweit diese zur Erfüllung seiner Aufgaben unerlässlich sind. 

(2) Der Fonds hat seinen Sitz in der Gemeinde, die im Anerkennungsverfahren gemäß § 12 als Sitz 

entweder zur Führung des Wappens jener Gemeinde berechtigt, in der er seinen Sitz hat oder zur gemein-
samen gleichstehenden Führung der Wappen jener Gemeinden über die sich der Kurort erstreckt. 

(3) Die Mittel des Kurfonds werden aufgebracht durch 
 a) die Mittel gemäß § 21; 
 b) die Widmung von Geldstrafen sowie des Erlöses verfallener Gegenstände (§ 37 Abs. 4); 
 c) die freiwilligen Beiträge der am Kurbetrieb Interessierten; 
 d) die Förderungsbeiträge anderer Körperschaften; 
 e) die sonstigen Zuwendungen und Einnahmen. 

(4) Unbeschadet der Zuständigkeit der Gemeinden, die dem Kurort angehören, hat der Kurfonds im 
Kurort alle Angelegenheiten des Kurwesens zu besorgen. Er hat die öffentlichen Interessen an der 
Erhaltung, Weiterentwicklung und Ausgestaltung des Kurortes wahrzunehmen. Insbesondere obliegt dem 
Kurfonds im Rahmen dieses Wirkungsbereiches: 
 a) die öffentlichen Kuranlagen und die dem Wohle, der Bequemlichkeit und dem Vergnügen der 

Gäste dienenden Einrichtungen zu erhalten, zu vermehren und auszugestalten; 
 b) Gutachten und Vorschläge an die Behörden in allen Angelegenheiten des Kurbetriebes zu erstatten; 
 c) auf eine entsprechende Unterbringung und Verpflegung der Gäste durch außerbehördliche 

Maßnahmen Einfluss zu nehmen; 
 d) die Kurliste sowie allgemeine im Interesse des Kurbetriebes gelegene Informationen auszugeben; 
 e) unbeschadet gewerberechtlicher Befugnisse und nur in Abstimmung mit dem gebietsmäßig 

zuständigen Tourismusverband für den Kurort zu werben; 

22 - 1043 



 f) Jahresberichte über den Betrieb des Kurortes an die Gemeinden, die dem Kurort angehören, und 
an die Landesregierung zu erstatten; 

 g) die Geschäfte zu besorgen, die dem Kurfonds nach anderen Rechtsvorschriften zugewiesen sind; 
 h) die Entwicklungen und Veränderungen im Bereich der Infrastruktur (Verkehr, Betriebsanlagen) 

des Kurortes zu verfolgen, etwaige auftretende Missstände durch Rauch-, Staub-, Lärm- und 
Geruchsbelästigungen aufzuzeigen und, sofern deren Abhilfe nicht umgehend möglich ist, 
entsprechende Verbesserungsvorschläge an die zuständigen Stellen zu erstatten.  

3. § 17a entfällt. 

4. § 18 lautet: 

§ 18 

Kurkommission 

(1) Die Kurkommission ist in den anerkannten Kurorten für alle Angelegenheiten des Kurwesens 
zuständig, sofern nicht einzelne Angelegenheiten ausdrücklich anderen Organen zugewiesen sind. Ins-
besondere obliegt ihr die Wahrnehmung der im § 17 vorgesehenen Rechte und Pflichten des Kurfonds. 

(2) Der Kurkommission gehören als Mitglieder an: 
 a) der Bürgermeister jener Gemeinde, in der der Kurfonds seinen Sitz hat, als Vorsitzender der 

Kommission; 
 b) zwei weitere Vertreter jener Gemeinde, in der der Kurfonds seinen Sitz hat, sowie je einen 

Vertreter der dem Kurort weiters angehörenden Gemeinden; 
 c) je einen Vertreter der Eigentümer der Kurmittel, Kureinrichtungen und Kuranstalten; 
 d) zwei Vertreter der im Kurort ansässigen Gewerbebetriebe; diese Zahl erhöht sich entsprechend, 

falls gemäß lit. b mehr als zwei oder gemäß lit. g mehr als ein Vertreter zu entsenden sind; 
 e) ein Dienstnehmervertreter der örtlichen Kuranstalten und Kureinrichtungen; 
 f) ein Vertreter der im Kurort niedergelassenen Ärzte; 
 g) je ein Vertreter der in Betracht kommenden Sozialversicherungsträger, sofern diese im Kurort 

Vertragsplätze in Kuranstalten (Kurheimen) mit ihren Versicherten und Anstaltsangehörigen zu 
mehr als 50% belegen und nicht schon einen Vertreter als Eigentümer eines Kurmittels, einer 
Kureinrichtung oder einer Kuranstalt entsenden; 

 h) ein Vertreter des gebietsmäßig zuständigen Tourismusverbandes; 
 i) ein Vertreter der Burgenland Tourismus GmbH. 

(3) Es werden entsendet: 
 a) die im Abs. 2 lit. b angeführten Vertreter von dem jeweils in Betracht kommenden Gemeinderat, 

wobei die Vertreter der Sitzgemeinde nach dem Grundsatz der Verhältniswahl zu wählen sind; 
 b) je einen Vertreter der Eigentümer der Kurmittel, Kureinrichtungen und Kuranstalten; 
 c) die im Abs. 2 lit. d angeführten Vertreter aus dem Kreis der am Kurort niedergelassenen und 

tätigen sowie nicht in der Kurkommission vertretenen Gewerbebetriebe, die zu diesem Zweck vom 
Bürgermeister mittels einer öffentlichen Verlautbarung zu einer Versammlung einzuladen sind und 
aus diesem Kreise die Vertreter mit einfacher Mehrheit wählen können; 

 d) der in Abs. 2 lit. e angeführte Vertreter vom zuständigen Betriebsrat. Sind in einem Kurort mehrere 
Kuranstalten und Kureinrichtungen ansässig, ist der Vertreter von den betroffenen Betriebsräten 
einvernehmlich zu entsenden; 

 e) der im Abs. 2 lit. f angeführte Vertreter von der Ärztekammer für Burgenland; 
 f) der (die) im Abs. 2 lit. g angeführte(n) Vertreter vom Dachverband der Sozialversicherungsträger; 
 g) ein Vertreter der Burgenland Tourismus GmbH. 

(4) Für jedes der im Abs. 2 lit. b bis i angeführten Mitglieder der Kurkommission ist von der 
entsendenden Stelle ein Ersatzmitglied zu bestimmen, das im Verhinderungsfall das Mitglied zu vertreten 
hat. Der Vorsitzende der Kurkommission ist im Verhinderungsfall von einem Stellvertreter zu vertreten, 
der von der Kurkommission aus dem Kreise der in Abs. 2 lit. b angeführten Mitglieder mit einfacher 
Stimmenmehrheit zu wählen ist. 

(5) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Kurkommission müssen österreichische Staatsbürger oder 
Angehörige einer Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sein, das 
21. Lebensjahr vollendet haben und dürfen keine gerichtlichen Verurteilungen aufweisen, die einen 



Wahlausschließungsgrund im Sinne des § 22 der Nationalrats-Wahlordnung 1992 - NRWO, BGBl. 
Nr. 471/1992, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 32/2018, darstellen würden. 

(6) Die entsendende (bestimmende) Stelle kann ein Mitglied (Ersatzmitglied) jederzeit abberufen und 
durch ein anderes ersetzen. Sie hat dies zu veranlassen, wenn das Mitglied (Ersatzmitglied) die Voraus-
setzungen des Abs. 5 nicht mehr erfüllt. 

(7) Die Funktionsperiode der Kurkommission hat mit der Amtsperiode der Gemeindevertretung jener 
Gemeinde übereinzustimmen, in der der Kurfonds seinen Sitz hat. 

(8) Das Hilfsorgan des Kurfonds ist die Kurverwaltung. Die Bediensteten des Kurfonds unterstehen 
dem Vorsitzenden der Kurkommission. 

(9) Der Vorsitzende (Vorsitzende-Stellvertreter) der Kurkommission hat bei Bedarf, mindestens 
jedoch einmal jährlich, oder auf Verlangen von mehr als der Hälfte der Mitglieder innerhalb von 21 Tagen, 
Sitzungen einzuberufen. Er führt den Vorsitz, hat die Belange des Kurfonds nach außen zu vertreten und 
ist dabei an die Beschlüsse der Kurkommission gebunden. Die Einberufung zu Sitzungen hat durch 
schriftliche Einladung, welche den Mitgliedern spätestens am achten Tage vor der Sitzung zugehen muss, 
unter Bekanntgabe von Zeit, Ort und Tagesordnung, zu erfolgen.  

5. § 18a entfällt. 

6. § 20 lautet: 

§ 20 

Verwendung von Bezeichnungen 

Wem die Bezeichnung ,  oder  im Sinne dieses 
Gesetzes nicht zukommt, ist es verboten, diese Bezeichnung oder eine solche zu führen, die den Anschein 
erwecken könnte, dass es sich um einen Kurfonds, eine Kurkommission oder die Kurverwaltung im Sinne 
dieses Gesetzes handelt.  

7. § 21 lautet: 

§ 21 

Kurtaxe 

(1) Zur Deckung der für das Kurwesen erforderlichen Ausgaben werden von den Kurgästen gemäß 
§ 22 Abs. 1 und 2 Kurtaxen eingehoben. Touristische Gäste gemäß § 22 Abs. 4 unterliegen dem 
Burgenländischen Tourismusgesetz 2021 - Bgld. TG 2021, LGBl. Nr. 6/2021, in der geltenden Fassung, 
insbesondere den Regelungen zu den Ortstaxen gemäß §§ 20 und 21 Bgld. TG 2021. 

(2) Die Kurtaxe gemäß Abs. 1 fließt zu 20% den Gemeinden, zu 60% dem Kurfonds sowie zu 20% 
der Burgenland Tourismus GmbH zu. Die Ortstaxe fließt gemäß Bgld. TG 2021 den Begünstigten gemäß 
Bgld. TG 2021 zu. 

(3) Die Kurtaxe darf nur für kurörtliche Belange, die Ausgestaltung, die Verbesserung der hygie-
nischen und sanitären sowie der für die Wohlfahrt und das Vergnügen der Gäste bestimmten Einrichtungen 
sowie die Aufgaben gemäß § 17 Abs. 4 und die Aufgaben gemäß Bgld. TG 2021 verwendet werden. 

(4) Die Ortstaxe unterliegt den Bestimmungen des Bgld. TG 2021.  

8. § 22 lautet: 

§ 22 

Arten von Besuchern des Kurortes 

(1) Als Kurgäste sind alle Besucher des Kurortes zu betrachten, die im Kurort gegen Entgelt beherbergt 
werden oder Kurmittel (gemäß § 1 Abs. 11) sowie Kuranwendungen (gemäß § 1 Abs. 12) in Anspruch 
nehmen. Diese Gäste sind zur Zahlung der Kurtaxe verpflichtet. 

 (2) Von ortsfremden Personen, die aus Anlass der medizinischen Rehabilitation oder Gesundheits-
vorsorge in einer Sonderkrankenanstalt gemäß dem Burgenländischen Krankenanstaltengesetz 2000 - Bgld. 
KAG 2000, LGBl. Nr. 52/2000, in der geltenden Fassung, oder in einer Kuranstalt oder Kureinrichtung 
innerhalb des Kurortes nächtigen, ist die Kurtaxe gleichfalls einzuheben. 

(3) Touristische Gäste sind Besucher des Kurortes, die keine Kurmittel oder Kuranwendungen in 
Anspruch nehmen und weiters nicht in einer Kuranstalt, einer Kureinrichtung oder einer Sonderkranken-
anstalt gemäß Bgld. KAG 2000 beherbergt werden.  



9. § 23 lautet: 

§ 23 

Befreiung von der Entrichtung der Kurtaxe 

(1) Von der Entrichtung der Kurtaxe gemäß § 21 Abs. 1 sind befreit: 
 a) Personen bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres; 
 b) Familienangehörige der im Kurort dauernd wohnhaften Personen, wenn sie im gleichen Haushalt 

leben, keine Kurmittel oder Kuranwendungen in Anspruch nehmen und entweder einen 
Nebenwohnsitz im Kurort haben oder nur zu Besuch verweilen; 

 c) Personen, die aus Anlass der Berufsausbildung, des Schulbesuches oder der Teilnahme an Ver-
anstaltungen von Schulen im Kurort verweilen; 

 d) Personen, die bei einem Arbeitgeber im Kurort beschäftigt sind; 
 e) Menschen mit Behinderung, deren Grad der Behinderung oder die Minderung deren 

Erwerbsfähigkeit mindestens 90% beträgt, sowie blinde Menschen, sofern diese ihre Behinderung 
durch Vorlage eines von einer Behörde ausgestellten Behindertenpasses nachweisen können; 

 f) Begleitpersonen von Menschen mit Behinderung und blinden Menschen gemäß lit. e, sofern die 
Menschen mit Behinderung und blinden Menschen laut ärztlicher Bestätigung auf eine ständige 
Begleitung angewiesen sind und die Begleitpersonen selbst keine Kurmittel oder Kuranwendungen 
in Anspruch nehmen; 

 g) Angehörige der freiwilligen Feuerwehren, ehrenamtliche Angehörige von Berg- und Wasser-
rettung, Rotem Kreuz, Arbeitersamariterbund, Johanniter-Unfallhilfe und Angehörige des Miliz-
standes des Österreichischen Bundesheeres, welche für die unmittelbare Dauer von behördlich 
oder gesetzmäßig angeordneten Übungen oder Einsätzen in Beherbergungsbetrieben untergebracht 
werden müssen, und 

 h) Personen, die im Zuge von Kriseneinsätzen zwecks Ausübung einer beruflichen oder freiwilligen 
Tätigkeit zur Aufrechterhaltung von kritischer Infrastruktur oder der Versorgungssicherheit in 
Beherbergungsbetrieben untergebracht werden und eine entsprechende behördliche Bestätigung 
vorweisen können. 

(2) Personen, die eine Ausnahme von der Abgabenpflicht nach Abs. 1 beanspruchen, haben die hierfür 
maßgebenden Umstände nachzuweisen und der Unterkunftsgeber hat dies zu dokumentieren.  

 

10. § 24 entfällt. 

11. § 25 lautet: 

§ 25 

Ausmaß und Berechnung der Kurtaxen 

(1) Die Kurtaxe gemäß § 21 Abs. 1 beträgt pro Person und Aufenthaltstag mindestens 2,50 Euro und 
höchstens 3,50 Euro. Innerhalb dieses Rahmens hat die Landesregierung, auf Antrag der Kurkommission, 
die tatsächliche Höhe der Kurtaxe in den einzelnen Kurordnungen unter Berücksichtigung von Art und 
Umfang der vorhandenen Kuranlagen und Einrichtungen (§ 17 Abs. 4 lit. a) festzusetzen. Dabei kann eine 
Staffelung der Kurtaxe nach Haupt- und Nebensaison vorgenommen werden. 

(2) Die Kurtaxe darf nur für eine Aufenthaltsdauer bis zu zwei Monaten berechnet werden. 

(3) Die Landesregierung hat den Betrag gemäß Abs. 1 entsprechend den Änderungen des von der 
Statistik Austria verlautbarten Verbraucherpreisindex 2020 oder eines an dessen Stelle tretenden Index neu 
festzusetzen, wenn die Änderung des Index seit der letzten Festsetzung mindestens 5% beträgt. Dabei sind 
Beträge ab einschließlich 0,5 Cent auf den nächsten vollen Centbetrag aufzurunden und Beträge unter 
0,5 Cent abzurunden. 

(4) Durch Verordnung gemäß § 29 kann für folgende Personen eine Ermäßigung der Kurtaxe im 
nachstehenden Ausmaß gewährt werden: 
 1. Für ambulante Kurbehandlungen oder die ambulante Inanspruchnahme von Kurmittel durch 

Kurgäste, die sich außer zur ambulanten Kurbehandlung oder der ambulanten Inanspruchnahme 
von Kurmittel nicht am Kurort aufhalten, kann die Kurtaxe um bis zu 80% reduziert werden. 

 2. Für Menschen mit Behinderung, bei welchen der Grad der Behinderung oder die Minderung der 
Erwerbsfähigkeit mindestens 50% beträgt und nicht 90% erreicht, sofern sie ihre Behinderung 



durch Vorlage eines von einer Behörde ausgestellten Behindertenpasses nachweisen können, kann 
die Kurtaxe um bis zu 50% reduziert werden. 

3. Für sozial Bedürftige, sofern sie ihre soziale Bedürftigkeit durch Vorlage eines von einer Behörde 
ausgestellten Nachweises belegen können, kann die Kurtaxe entsprechend ihrer Bedürftigkeit 
reduziert werden. 

(5) Personen, die eine Ausnahme von der Abgabenpflicht nach Abs. 4 beanspruchen, haben die hierfür 
maßgebenden Umstände nachzuweisen und der Unterkunftsgeber hat dies zu dokumentieren.  

 

12. § 26 lautet: 

§ 26 

Einhebung der Kurtaxe 

Pflichten der Unterkunftsgeber und der Inhaber der Kurmittel 

(1) Die Unterkunftsgeber und die Inhaber der Kurmittel gemäß § 1 Abs. 11 oder Kureinrichtungen 
sind verpflichtet, die Kurtaxe von den abgabepflichtigen Personen einzuheben. Die Kurtaxe ist am letzten 
Aufenthaltstag, spätestens jedoch nach einer ununterbrochenen Aufenthaltsdauer von zwei Monaten, fällig. 
Die Unterkunftsgeber sowie die Inhaber der Kurmittel und Kureinrichtungen haften für die Entrichtung und 
Abfuhr der Kurtaxe an die Gemeinde. 

(2) Unterkunftsgeber, die touristische Gäste gemäß § 22 Abs. 3 beherbergen, haben die Bestimmungen 
zu den Ortstaxen gemäß §§ 20 und 21 Bgld. TG 2021 zu befolgen. 

(3) Die Unterkunftsgeber gemäß Abs. 1 haben 
1.  Für die Abgabenermittlung geeignete Aufzeichnungen über alle Aufenthalte zu führen und diese  

im Wege der automationsunterstützten Datenverarbeitung an die Gemeinde sowie an die 
Burgenland Tourismus GmbH und den Kurfonds zu übermitteln; 

 2. den Gast am Tag der Anreise im Gästeverzeichnis zu erfassen; 
 3. über Verlangen der Gemeinde jede Ankunft und Abreise, die mit einem Aufenthalt verbunden ist, 

innerhalb von 72 Stunden nach der Ankunft oder Abreise zu melden. Diese Meldung gilt mit der 
Übermittlung der Daten nach den melderechtlichen Bestimmungen als erfüllt. Die Gemeinden 
haben sicherzustellen, dass die Übermittlung im Wege der automationsunterstützten Datenver-
arbeitung erfolgt; 

 4. die Kurtaxe von den Gästen einzuheben; 
 5. für die Kurtaxe bei der Gemeinde für jeden Kalendermonat bis zum 10. des nächstfolgenden 

Monats eine Abgabenerklärung mit folgendem Inhalt einzureichen: 
 a) die Zahl der beherbergten Personen; 
 b) die Zahl der Tagesgäste welche Kurmittel in den Räumlichkeiten des Unterkunftsgebers in 

Anspruch genommen haben; 
 c) die Zahl der Aufenthalte abgabenpflichtiger Personen; 
 d) die Zahl der Aufenthalte abgabenbefreiter Personen; 
 e) die sich aus lit. a bis c ergebenden Abgabenbeträge; 
 6. Die eingehobenen Beträge bis zum Zeitpunkt nach Z 5 an die Gemeinde abzuführen. 

(4) Die Inhaber von Kurmittel oder Kureinrichtungen haben 
 1. für die Abgabenermittlung geeignete Aufzeichnungen zu führen und diese im Wege der 

automationsunterstützten Datenverarbeitung an die Gemeinde und den Kurfonds zu übermitteln; 
 2. den Kurgast am Tag der Anreise zu erfassen; 
 3. die Kurtaxe von den Kurgästen einzuheben; 

 4. die eingehobenen Beträge und die entsprechenden Meldungen gemäß der Kurordnung an die 
Gemeinde abzuführen.  

13. § 27 lautet: 

§ 27 

Aufteilung der Kurtaxen durch die Gemeinden 

(1) Die Gemeinden haben die ordnungsgemäße und vollständige Einhebung der Kurtaxe gemäß § 26 
zu überwachen. 



(2) Die Gemeinden haben die eingehobenen Kurtaxen jeweils bis zum 10. Tag des Folgemonats gemäß 
§ 21 Abs. 2 und die Ortstaxen gemäß § 21 Abs. 4 Bgld. TG 2021 aufzuteilen.  

14. § 28 lautet: 

§ 28 

Überwachung der Einhebung und Verwendung der Kurtaxen 

(1) Die Überwachung der gesamten Tätigkeit der Gemeinden und des Kurfonds bezüglich der 
Einhebung, Aufteilung und Verwendung der vereinnahmten Kurtaxen obliegt der Landesregierung. 

(2) Die Überwachung der gesamten Tätigkeit der Gemeinden bezüglich der Einhebung, Aufteilung 
und Verwendung der vereinnahmten Ortstaxen obliegt der Landesregierung gemäß § 20 Abs. 9 Bgld. 
TG 2021. 

(3) Die Landesregierung oder die in ihrem Auftrag tätige Burgenland Tourismus GmbH ist ermächtigt, 
die ordnungsgemäße und vollständige Dokumentation der An- und Abreise und die in diesem Zusammen-
hang stehende Einhebung der Kurtaxe zu überprüfen und die Mitwirkung der Gemeinden zu überwachen. 
Die gemäß § 26 zur Einhebung der Kurtaxe Verpflichteten, haben der Landesregierung und der Gemeinde 
auf Verlangen alle für die Bemessung der Abgabe dienlichen Nachweise vorzulegen, über Verlangen 
Einsicht in die nach den melderechtlichen Vorschriften zu führenden Unterlagen zu gewähren und alle für 
die Festsetzung oder Kontrolle der Abgabe notwendigen Auskünfte zu erteilen. 

(4) Die Landesregierung ist jederzeit berechtigt, in alle Akten, Bücher, Rechnungen und sonstige 
Zahlungs- sowie Buchungsbelege des Kurfonds Einblick zu nehmen und wahrgenommene Mängel abzu-
stellen. Die Burgenland Tourismus GmbH ist im Auftrag der Landesregierung jederzeit berechtigt, in alle 
die Kurtaxen betreffenden Akten, Bücher, Rechnungen und sonstige Zahlungs- sowie Buchungsbelege des 

 

15. § 37 lautet: 

§ 37 

Strafbestimmungen 

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht, wer 
 a) den Bestimmungen der § 6 Abs. 5 und 6, § 7 Abs. 2 und 3, § 8 Abs. 1, 2 und 4, § 9 Abs. 4, §§ 14, 

15, 19, 20, 21 Abs. 3, §§ 26, 27, 28 und § 32 Abs. 1 und 2 zuwiderhandelt, oder 
 b) Produkte von Heilvorkommen entgegen den Bestimmungen des § 10 vertreibt oder versendet oder 
 c) eine Kuranstalt oder Kureinrichtung ohne Bewilligung entgegen den Bestimmungen des § 31 

betreibt, 
       d) die Bestimmungen der Verschwiegenheitspflicht gemäß § 34 verletzt. 

(2) Übertretungen nach Abs. 1 sind, je Fall, mit einer Geldstrafe bis zu 3 500 Euro, im Falle der Unein-
bringlichkeit der Geldstrafe mit einer Freiheitsstrafe bis zu vier Wochen zu bestrafen. 

(3) Produkte, die entgegen den Bestimmungen dieses Gesetzes vertrieben oder versendet werden, und 
Werbematerial, das den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht entspricht, sind für verfallen zu erklären. 

(4) Geldstrafen und der Erlös verfallener Gegenstände aus in einem Kurort begangenen 
Verwaltungsübertretungen (Abs. 1) haben, mit Ausnahme von Verwaltungsübertretungen gemäß §§ 26, 27 
und 28, dem in Betracht kommenden Kurfonds zuzufließen. Geldstrafen aus Verwaltungsübertretungen 
gegen §§ 26, 27 und 28 haben dem örtlich zuständigen Tourismusverband zuzufließen.  

16. Dem § 41 wird folgender Abs. 9 angefügt: 

9) § 1 Abs. 11, 12 und 13 sowie §§ 17, 18, 20, 21, 22, 23, 25, 26, 27, 28 und 37 in der Fassung des 
Gesetzes LGBl. Nr. xx/xxxx treten mit 1. Jänner 2023 in Kraft; gleichzeitig entfallen §§ 17a, 18a und 24  

 
  



 

Dass dieser Abdruck mit dem vom Burgenländischen Landtag am  
30. Juni 2022 gefassten Beschluss gleichlautend ist, wird hiermit beglaubigt. 

 
Eisenstadt, am 30. Juni 2022 

 
Die Landtagsdirektorin: 

Mag.a Christina Krumböck eh. 
 



Vorblatt 
Gegenstand: 

Der Burgenländische Landtag hat das Gesetz vom 10. Dezember 2020 über die Organisation und Förderung 
des Tourismus im Burgenland (Burgenländisches Tourismusgesetz 2021 - Bgld. TG 2021) beschlossen. 

Gemäß § 11 des Burgenländischen Tourismusgesetz 2021, LGBl. Nr. 6/2021, wird auf den Tourismus-
verband für Kurorte Bezug genommen. 

Es sind daher mit gegenständlicher Novelle Anpassungen des Burgenländischen Heilvorkommen- und 
Kurortegesetz, LGBl. Nr. 15/1963, in der Fassung LGBl. Nr. 54/2018, an das Burgenländische 
Tourismusgesetz 2021, LGBl. Nr. 6/2021 vorgenommen worden. Da zwischen Kurgästen und touristischen 
Gästen differenziert wird und die Art des Gästestatus zu einer Unterscheidung zwischen Kurtaxe bzw. 
Ortstaxe führt, ist auf diese Differenzierung in einer Reihe von Bestimmungen hingewiesen worden, indem 
für die Ortstaxen auf das Bgld. TG 2021 verwiesen wird. 

Ziel und Inhalt: 

Rechtliche Umsetzung des Gegenstandes. 

Lösung: 

Erlassung der gegenständlichen Novelle. 

Alternative: 

Beibehaltung der bisherigen Rechtslage. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Bei den vorgeschlagenen Änderungen wird der Vollzug dieses Gesetzes zu keiner nennenswerten 
finanziellen Auswirkung im Bereich des Landes oder der Gemeinden führen. 

Auswirkungen in umweltpolitischer Hinsicht, insbesondere Klimaverträglichkeit: 

Keine. 

Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, insbesondere Frauen und Männer: 

Keine. 

Verhältnis zu den Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 

Die vorgesehenen Regelungen fallen nicht in den Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen Union. 

Besonderheiten des Normsetzungsverfahrens: 

Der vorliegende Entwurf enthält Regelungen, die Gemeindeabgaben zum Gegenstand haben. Für sie gilt 
das Einspruchsverfahren nach § 9 F-VG 1948. Der Gesetzesbeschluss ist daher unmittelbar nach der 
Beschlussfassung des Landtages vor der Kundmachung dem Bekanntgabeverfahren nach § 9 Abs. 1 F-VG 
zu unterziehen. 



Erläuterungen 
 

Zu § 1 Abs. 11, 12, 13 (Begriffsbestimmungen) 

Es erfolgt die Definition von Kurmittel, Kuranwendungen und Unterkunftsgeber 

Zu § 17 (Kurfonds) 

Die Bezeichnung Kurbezirk wird durch die Bezeichnung Kurort ersetzt. 

Die Bestimmungen, die auf das Burgenländische Tourismusgesetz 2014, LGBl. Nr. 63/2014, in der 
Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 5/2016, verwiesen haben, entfallen. 

Zu § 17a (Kurversammlung) 

Entfällt, da eine Beschleunigung bei der Entscheidungsfindung und Effizienzsteigerung in der über-
betrieblichen Tourismusstruktur angestrebt wird. 

Zu § 18 (Kurkommission) 

Die Bezeichnung Kurbezirk wird durch die Bezeichnung Kurort ersetzt. 

Hinkünftig werden Vertreter der im Gemeindegebiet ansässigen Gewerbebetriebe sowie ein Vertreter der 
Burgenland Tourismus GmbH in der Kurkommission vertreten sein. 

In Abs. 9 wird die Bestimmung des § 18a aufgenommen, sodass dieser entfallen kann. 

Zu § 20 (Verwendung von Bezeichnungen) 

Es entfällt der Begriff Kurversammlung. 

Zu § 21 (Kurtaxe) 

Es erfolgt eine prozentuelle Neuaufteilung der eingehobenen Kurtaxe. Dies ist auf Grund der Neufassung 
des Burgenländischen Tourismusgesetzes 2021 notwendig, da eine Neuregelung und klare Aufgaben-
abgrenzung zwischen Kurfonds und Tourismusverband auch eine Anpassung der Höhe des Finanzierungs-
anteils aus der Kurtaxe für diese begünstigten Institutionen erforderlich macht. Um die Abgrenzung 
zwischen Kur und Tourismus auch in Bezug auf die Abgaben klarer zu regeln sowie eine nachvollziehbare 
Einhebung zu gewährleisten, wurden die Regelungen zur Ortstaxe gemäß Bgld. TG 2021 für touristische 
Gäste, welche im Kurbezirk beherbergt werden, übernommen. 

Zu § 22 (Arten von Besuchern des Kurortes) 

Die Bezeichnung Kurbezirk wird durch die Bezeichnung Kurort ersetzt. 

Die Bestimmung des bisherigen Abs. 3 kann entfallen, da dessen Inhalt in Abs. 1 aufgenommen wird. 

Nach Erreichen der in § 23 genannten Altersgrenze sind nunmehr alle Personen eines Familienverbandes 
zur Entrichtung der Kurtaxe verpflichtet. 

Um die Abgrenzung zwischen Kur und Tourismus auch in Bezug auf die Abgaben klarer zu regeln sowie 
eine nachvollziehbare Einhebung zu gewährleisten, wurden die Regelungen zur Ortstaxe gemäß Bgld. 
TG 2021 für touristische Gäste, welche im Kurbezirk beherbergt werden, übernommen. Hierzu wurde der 
Unterschied Kurgast zu touristischem Gast definiert (Abs. 4). 

Dieser Klassifizierung zufolge sind vier Arten von Besuchern des Kurortes zu unterscheiden: 

- Klassischer Kurgast gemäß Abs. 1; 

- Personen die selbst keine Kurmittel bzw. Kuranwendungen erhalten gemäß Abs. 2; 

- Touristischen Gästen gemäß Abs. 3. 

Zu § 23 (Befreiung von der Entrichtung der Kurtaxe) 

Die Bezeichnung Kurbezirk wird durch die Bezeichnung Kurort ersetzt. 

Das Alter hinsichtlich Befreiung von der Kurtaxe wird bis zum vollendeten 18. Lebensjahr erhöht. 

Es erfolgt eine Ausweitung der Personengruppen, die von der Entrichtung der Kurtaxe befreit sind, analog 
zu § 20 Abs. 4 Z 6, 7 Burgenländisches Tourismusgesetz 2021, LGBl. Nr. 6/2021 in der geltenden Fassung. 

Zu § 24 (Ermäßigung der Kurtaxe) 

Entfällt, da die Ermäßigungstatbestände in § 23 aufgenommen werden. 

Zu § 25 (Ausmaß und Berechnung der Kurtaxen) 

Es erfolgt eine Erhöhung des Mindestbetrages der an Kurtaxe pro Person und Aufenthaltstag einzuheben 
ist. 



Es erfolgt eine Indexierung der Kurtaxe analog zur Ortstaxe gemäß § 21 Abs. 3 Burgenländisches 
Tourismusgesetz 2021, LGBl. Nr. 6/2021 in der geltenden Fassung. 

Weiters wird dargestellt, für welche Fälle und in welchem Ausmaß eine Ermäßigung der Kurtaxe 
vorgesehen ist. 

Zu § 26 (Einhebung der Kurtaxen) 

Die Pflichten der Unterkunftsgeber und der Inhaber von Kurmittel und Kureinrichtungen werden detailliert 
dargestellt. 

Die Unterkunftsgeber haben zur Abgabenermittlung und Berechnung der Höhe der Kurtaxe ein 
Gästeverzeichnis zur Erhebung der Meldedaten gemäß § 10 MeldeG zu führen.  

Die Bundesanstalt Statistik Österreich hat Statistiken über den Tourismus gemäß Verordnung des 
Bundesministers für Wirtschaft, Familie und Jugend über die Statistik im Bereich des Tourismus 
(Tourismus-Statistik-Verordnung 2002), BGBl. II Nr. 498/2002, in der Fassung BGBl. II Nr. 24/2012, zu 
erstellen. Demnach sind Beherbergungsbetriebe verpflichtet, der Erhebungsgemeinde die Meldedaten der 
Gäste gemäß § 10 MeldeG zu übermitteln. Gemäß § 5 MeldeG sind folgende Meldedaten umfasst: Namen, 
Geburtsdatum, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Herkunftsland und Adresse samt Postleitzahl sowie  bei 
ausländischen Gästen  die Art, die Nummer, das Ausstellungsdatum und die ausstellende Behörde des 
Reisedokumentes.  

Die Unterkunftsgeber haben diese obgenannten Aufzeichnungen im Wege der automationsunterstützten 
Datenverarbeitung an die Gemeinde sowie an die Burgenland Tourismus GmbH und den Kurfonds zu 
übermitteln. 

Die Übermittlung an die jeweilige Gemeinde hat als melderechtlich zuständige Behörde an diese zu 
erfolgen und bedient sich die Gemeinde dem elektronischen Meldewesen der Burgenland Tourismus 
GmbH. 

Die Übermittlung an die Burgenland Tourismus GmbH dient der Kontrolle der Einhaltung der Bestimmung 
des § 20 Bgld. TG 2021.   

Die Übermittlung an den Kurfonds dient zur Erfüllung seiner Aufgaben gemäß § 17 Abs. 4. 

Durch die Übermittlung im Wege der automationsunterstützen Datenverarbeitung kann der 
Verwaltungsaufwand erheblich reduziert werden.  

Die Unterkunftsgeber und die Inhaber von Kurmittel und Kureinrichtungen haften für die Entrichtung und 
Abfuhr der Kurtaxe an die Gemeinde. 

Zu § 27 (Aufteilung der Kurtaxen durch die Gemeinden) 

Es wird der Zeitpunkt festgelegt, an dem die Gemeinde die eingehobene Kurtaxe anzuführen hat. 

Zu § 28 (Überwachung der Einhebung und Verwendung der Kurtaxen) 

Die Landesregierung und die Gemeinden haben gesetzliche Prüfpflichten zu erfüllen; damit diese ausgeübt 
werden können, werden die damit einhergehenden Rechte der Landesregierung und der Gemeinden und 
die Pflichten der zur Einhebung der Kurtaxe Verpflichteten dargestellt. 

Die Landesregierung kann für diese Prüfung gemäß § 11 Bgld. TG 2021, LGBl. Nr. 6/2021, auch die 
Burgenland Tourismus GmbH beauftragen. 

Zu § 37 (Strafbestimmungen) 

Es erfolgt eine Ausweitung der Bestimmungen, deren Zuwiderhandeln eine Verwaltungsübertretung 
darstellt. 

Die bei Übertretungen zu verhängende Geldstrafe wird auf bis zu 3.500 Euro je Fall ausgeweitet. 

Neben dem Kurfonds ist nunmehr auch der örtlich zuständige Tourismusverband Empfänger von 
Geldstrafen aus bestimmten Verwaltungsübertretungen. 


